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Der Diözesanrat Rottenburg-Stuttgart erhebt Einspruch gegen die seit Jahren 
steigenden Rüstungsexporte aus Deutschland. So ist der Umsatz mit Kriegswaf-
fen nach dem Rüstungsexportbericht 2011 der Gemeinsamen Konferenz Kirche 
und Entwicklung (GKKE) von 2009 mit 1,3 Milliarden Euro auf 2,1 Milliarden Euro 
im Jahr 2010 und damit um über 50% gestiegen. Der Diözesanrat sieht in der 
Lieferung von Waffen und Rüstungsmaterialien in politische Spannungsgebiete 
und an Regime, die Menschenrechte grob verletzen und gewaltsam gegen Op-
positionsbewegungen im eigenen Land vorgehen, eine Störung des friedlichen 
Zusammenlebens der Völker und damit einen Verstoß gegen die im Grundgesetz 
verankerte Friedenspflicht (Art 26,1). 

Insbesondere Entwicklungsländer werden durch den Rüstungshandel in eine 
Schuldenspirale getrieben. Doch auch von der Überschuldung europäischer Län-
der wie Portugal und Griechenland hat Deutschland profitiert, indem es die Liefe-
rung von U-Booten an diese Länder noch im Jahr 2010 ermöglicht hat. Darauf 
haben die deutschen Kirchen in ihrem Rüstungsexportbericht im Dezember 2011 
hingewiesen. 

Als Christen sehen wir uns dem Frieden, der Solidarität und der Gerechtigkeit 
unter den Völkern verpflichtet. Wir erwarten von den Verantwortlichen für Politik 
und Wirtschaft unseres Landes, dass sie diese Grundsätze ebenfalls achten und 
zur Richtschnur Ihres Wirkens machen. „Angola braucht keine Waffen, sondern 
einen Friedensprozess!“ Mit klaren Worten äußerte unser Bischof Dr. Gebhard 
Fürst im Juli 2011 sein Unverständnis über die Absicht der Bundesregierung, das 
westafrikanische Land mit Patrouillenschiffen zu beliefern. „Waffen sind das Letz-
te, was ein Land braucht, in dem der überwiegende Teil der Bevölkerung in E-
lendsquartieren und in bitterer Armut lebt …“, so der Bischof. 

Ausdrücklich erklären wir unsere Solidarität mit den Opfern des Rüstungshan-
dels, mit denjenigen, insbesondere Kindern, die unmittelbar Opfer dieser Waffen 
sind und in Krieg und Vertreibung leibliche und seelische Verletzungen bis hin 
zum Tod erfahren, und mit allen, denen durch Rüstungsausgaben die Entwick-
lung ihres Landes und damit auch Bildung, Ernährung, Gesundheit und soziale 
Sicherheit verwehrt werden. Als Mitglieder der Menschheitsfamilie sehen wir uns 
verpflichtet, dazu beizutragen, dass ihre Würde wieder aufgerichtet wird, sie Hilfe 
und Unterstützung erfahren, ihre Zukunft ermöglicht und gesichert wird. 

 

Wir verlangen, dass sich die Außenhandelspolitik unseres Landes weltweit dem 
Gemeinwohl und der Würde der Menschen verpflichtet und nicht einer Kultur des 
Lebens und der Gewaltlosigkeit in der Beziehung zwischen Völkern zuwider läuft. 
Deshalb dürfen Rüstungsexport-Entscheidungen menschenrechtliche und ent-
wicklungspolitische Kriterien nicht verletzen und nicht vorrangig nach wirtschafts-
politischen oder Bündnisinteressen entschieden werden. Die internationale Ver-
antwortung unseres Landes verlangt, dass die Regierung an erster Stelle zur 
zivilen Krisenprävention beiträgt und nicht zur Aufrüstung von Krisenregionen. 
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Deshalb fordern wir auch die Einhaltung der „Gemeinsamen Regeln für die Kon-
trolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern“ des Europäischen 
Rates vom 08. 12. 2008“. Darin werden Ausfuhrverweigerungen vorgesehen: 

 wenn Exporte in den Empfängerländern zur internen Repression oder zu 
schweren Verstößen gegen das humanitäre Völkerrecht benutzt werden kön-
nen 

 schwere Menschenrechtsverletzungen festgestellt wurden, 

 wenn durch Exporte Spannungen oder Konflikte in diesen Ländern oder ge-
genüber anderen verschärft werden 

 wenn sie die nachhaltige Entwicklung der Länder beeinträchtigen. 

 

Wir unterstützen die Kampagne „Aktion Aufschrei. Stoppt den Waffenhandel“, die 
im vergangenen Jahr von kirchlichen und anderen Organisationen gegründet 
wurde und treten dem Aktionsbündnis dieser Kampagne bei. Ihr Ziel ist es, Druck 
gegen die deutsche Praxis des Rüstungsexportes aufzubauen und Alternativen 
zur Rüstungsproduktion aufzuzeigen. Dazu gehört, eine grundsätzliche Veröffent-
lichungspflicht aller geplanten und durchgeführten Exporte von Kriegswaffen und 
Rüstungsgütern durchzusetzen, um so öffentliche Diskussionen und parlamenta-
rische Entscheidungen überhaupt zu ermöglichen. Mittelfristig gehört dazu auch 
die Aufnahme eines grundsätzlichen Verbotes von Rüstungsexporten durch eine 
Klarstellung des Grundgesetzartikels 26 (2). 

 

Kloster Schöntal, 16. März 2012 


